Ich rufe die Tagesordnungspunkte 7 a und 7 b auf:

a)
Erste Beratung des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Entschuldung mittelloser Personen, zur Stärkung der Gläubigerrechte sowie zur Regelung der Insolvenzfestigkeit von Lizenzen

- Drucksache 16/7416 -

Überweisungsvorschlag:

Rechtsausschuss (f)

Finanzausschuss 

Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz

Ausschuss für Gesundheit 

b)
Erste Beratung des vom Bundesrat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Verbesserung und Vereinfachung der Aufsicht in Insolvenzverfahren (GAVI)

- Drucksache 16/7251 -

Überweisungsvorschlag:

Rechtsausschuss 

Nach einer interfraktionellen Vereinbarung ist für die Aussprache eine Dreiviertelstunde vorgesehen. - Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist das so beschlossen.

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Bundesministerin der Justiz, Brigitte Zypries.

Brigitte Zypries, Bundesministerin der Justiz: 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Kolleginnen und Kollegen! Wenn eine Rechtsmaterie wenige Jahre nach ihrer Verabschiedung schon wieder auf der Tagesordnung steht, dann kann das verschiedene Ursachen haben. Beim Insolvenzrecht ist die Ursache der Zuspruch, den das geltende Recht erfahren hat. Die Länder sehen sich in einer Weise belastet, dass sie uns aufgefordert haben, das Verfahren zu überdenken und Vorschläge zu machen, wie man vor allen Dingen die Durchführung des Verfahrens für die Länder kostengünstiger gestalten kann. Das war der Anlass dafür, dass wir darüber zunächst in einer Arbeitsgruppe des Bundes und der Länder nachgedacht haben. Dann aber haben wir einen eigenen Vorschlag gemacht, um den Gedanken des Sozialstaats noch mehr zu betonen.

Viele Menschen nutzen die Verbraucherinsolvenz in diesem Lande, und auch die Restschuldbefreiung wird in einem hohen Maße nachgefragt. Wir würden uns wünschen, es wären weniger Menschen, die dieses Angebot nachfragen. Im vergangenen Jahr waren es rund 105 000. Nun kann man sagen, dass es schlecht ist, dass es so viele sind. Die gute Nachricht aber ist, dass unser Rechtssystem überhaupt verschuldeten Individualpersonen eine Möglichkeit gibt, sich wieder zu entschulden. Ich glaube, dass das eine wirklich gute Möglichkeit für jeden ist, noch einmal von vorne anzufangen und den Neustart zu wagen.

Die Praxis zeigt nun allerdings, dass das bisherige Verfahren, das generell bei allen gilt, egal ob sie Geld in der Zukunft zu erwarten haben oder nicht, doch sehr verwaltungsaufwendig ist, insbesondere wenn ein Schuldner mittellos ist und man weiß, dass es aller Voraussicht nach keine signifikanten Einnahmen in den nächsten Jahren geben wird. Dann macht die Eröffnung eines Insolvenzverfahrens in der jetzigen Struktur - das muss man dazu sagen - keinen Sinn. Es ist nämlich jetzt so, dass es öffentliche Bekanntmachungen gibt, dass es Zustellungen gibt, dass Termine einzuhalten sind, dass Termine nachgehalten werden müssen, dass der Treuhänder bestellt wird und dass man regelmäßig nachforschen muss, ob Geld eingegangen ist oder nicht. All das verursacht Kosten, die man sparen kann, weil, wie gesagt, ohnehin nicht davon ausgegangen werden kann, dass Geld in signifikanter Höhe eingehen wird. Das heißt also, die Justiz könnte das Geld, das sie im Moment ausgibt, um das Verfahren zu kontrollieren und zu gestalten, sehr viel sinnvoller verwenden, zum Beispiel indem sie mit den Sozialministerien der Länder gemeinsam die Schuldnerberatungsstellen besser ausstattet und finanziert, 

(Beifall bei der SPD)

um Prävention zu ermöglichen; denn es ist so wie in anderen Verfahren auch: Prävention ist immer besser, als hinterher die Folgen bereinigen zu müssen.

Wir schlagen mit unserer Reform vor, dass wir künftig auf ein Insolvenzverfahren verzichten, wenn die Masse nicht einmal ausreicht, um die Kosten dieses Insolvenzverfahrens zu decken. In solchen Fällen soll es künftig aus dem Stadium des Eröffnungsverfahrens direkt in das Restschuldbefreiungsverfahren gehen. Wir wollen in diesen Fällen einen vorläufigen Treuhänder einsetzen. Ob das in jedem Fall zwingend erfolgen muss oder ob andere Varianten sinnvoller sind, werden wir im Laufe des Verfahrens zu diskutieren haben.

(Beifall der Abg. Dirk Manzewski [SPD] und Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN])

Auf alle Fälle, Herr Manzewski, kann ein vorläufiger Treuhänder den Schuldner unterstützen. Das dient natürlich auch dem Interesse der Gläubiger. Denn die Gläubiger wollen ja Gewissheit über die wirtschaftliche Situation des Schuldners haben. Dabei kann ein vorläufiger Treuhänder sehr hilfreich sein. 

Der Stärkung der Gläubigerposition dient auch der zweite Schwerpunkt dieses Gesetzentwurfs. Ich will ganz offen sagen, dass wir die öffentlich-rechtlichen Gläubiger im Blick haben, also die Sozialversicherungsträger und die Finanzämter. Sie treffen heute bisweilen hohe Forderungsausfälle, unter denen letztlich alle Steuerzahler und Versicherten zu leiden haben. Allerdings - darauf lege ich aus gegebenem Anlass Wert - sieht dieser Gesetzentwurf keine Sonderregelung für eine bestimmte Gläubigergruppe vor; denn die neuen Vorschriften sollen allen Gläubigern zugute kommen. Wir beachten also hierbei den Grundsatz der Gleichbehandlung ganz genau. Die Position der Gläubiger im Verfahren wird verbessert. Ich denke, damit ist dann auch die alte und leidige Debatte um eine Einschränkung der Insolvenzanfechtung erledigt. 

Der dritte Regelungsgegenstand, den wir vorsehen, ist die Insolvenzfestigkeit von Lizenzen. Nach der Insolvenzordnung ist das bislang nicht geregelt. Das kann für denjenigen, der eine Lizenz hat, schwerwiegende Folgen haben. Stellen Sie sich vor, ein Unternehmen erwirbt eine Patentlizenz und entwickelt auf Grundlage dieser Lizenz mit einem großen finanziellen Aufwand erfolgreiche Produkte. Dann wird aber der Lizenzgeber insolvent, und der Verwalter kündigt den Lizenzvertrag. Nun passiert das Gleiche wie bei einem Bauklötzchenturm: Wenn auf einmal unten ein Stein herausgezogen wird, bricht der ganze Turm zusammen. Das ist eine schwierige Situation. Deswegen wollen wir die Insolvenzfestigkeit von Lizenzen einführen, eine Regelung, die es in den Vereinigten Staaten und Japan längst gibt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sehr gut!)

Ich meine, auch mit Blick auf die globale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft sollte das ein Gesichtspunkt sein. 

Der Vorschlag, den wir vorgelegt haben, ist ein vernünftiger Kompromiss zwischen den verschiedenen Interessen. Ich weiß natürlich, dass keineswegs alle der Auffassung sind, dass man eine solche Regelung aufnehmen sollte. 

Meine Damen und Herren, wir werden in den Beratungen, die dem Hause bevorstehen, auch den Gesetzentwurf des Bundesrates anschauen, der in diesem Zusammenhang vorgelegt wurde. Auch er enthält manches Bedenkenswerte. Ich denke beispielsweise an die Idee eines vorläufigen Gläubigerausschusses. Mit diesem vorläufigen Gläubigerausschuss hängt auch die Frage zusammen, wie viel Einfluss die Gläubiger auf die Auswahl des Insolvenzverwalters bekommen sollen. Eine falsche Personalauswahl kann erhebliche Folgen haben. Deswegen ist die Überlegung richtig, den Gläubigern dabei mehr Kompetenzen und Mitsprache einzuräumen als bisher. 

Das ist allerdings erst der Anfang einer größeren Debatte. Ich meine, dass wir diese Debatte im Sinne einer vernünftigen Weiterentwicklung des Insolvenzrechtes führen sollten. Das ist ein Rechtsgebiet, auf dem wir immer einmal wieder Veränderungen vornehmen müssen. Ich danke Ihnen bereits im Vorgriff auf die Debatte; denn die Beratungen zu diesem Gesetzentwurf werden sicherlich wieder mit der hinreichenden Sachkunde des Hauses, aber auch unter Beiziehung auswärtiger Sachverständiger geführt werden können. 

(Beifall bei der SPD und der CDU/CSU)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Ich erteile der Kollegin Sabine Leutheusser-Schnarrenberger von der FDP-Fraktion das Wort.

(Beifall bei der FDP)

Sabine Leutheusser-Schnarrenberger (FDP): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! Wenn wir heute erneut in kurzer Folge über das Insolvenzrecht beraten, dann hat das zum einen die von Ihnen, Frau Ministerin, dargelegten Gründe. Es ist notwendig, sich mit der Ausgestaltung gewisser Verfahren zu befassen. Aber zu Beginn dieser Debatte muss einfach noch einmal ein Hinweis auf einen Vorgang im Deutschen Bundestag im November letzten Jahres gegeben werden. 

(Beifall bei der FDP und dem BÜNDNIS 90/ DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

Wie wir alle uns erinnern, fand da die zweite und dritte Beratung des Gesetzentwurfs zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze statt. Der Rechtsausschuss war nicht beteiligt.

(Wolfgang Neškovic [DIE LINKE]: Wohlweislich!)

Es wurde genau diejenige Regelung beschlossen, die im Rechtsausschuss alle Fraktionen einvernehmlich abgelehnt hatten. Das war ein Vorgehen im Parlament, das gerade uns als Rechtspolitiker nicht so gefreut hat. Mit dem vorgelegten Gesetzentwurf und den anstehenden Beratungen besteht jetzt die Gelegenheit, noch einmal zu überlegen, inwieweit wir zu Korrekturen kommen können, natürlich immer unter Beteiligung aller, die da gerne mitreden möchten. Das, was hier im November geschehen ist, war kein gelungener Vorgang.

Jetzt, da wir uns mit dieser Vorlage und mit insolvenzrechtlichen Themen befassen, haben wir es mit einem erfreulicheren Vorgang zu tun. Ich darf für die FDP-Fraktion sagen, dass wir in dem vorliegenden Gesetzentwurf vom Grundsatz her viele positive Ansätze sehen. Das beginnt mit dem Entschuldungsverfahren. Vielleicht ist es Ihnen auch so ergangen, dass Sie - nach dem, was man auch aus den Ländern gehört hatte - Befürchtungen hatten, dass möglicherweise fiskalpolitische Interessen und Überlegungen der Länder, die selbstverständlich berechtigt sind, hier überwiegen und dass damit rechtsstaatliche Standards Schwierigkeiten haben, sich zu behaupten. 

Jetzt liegt ein Entwurf vor, der eine systemimmanente insolvenzrechtliche Entschuldungslösung klar erkennen lässt. Wir begrüßen nach diesen Debatten die Richtung, die eingeschlagen wird. Frau Ministerin, Sie haben zu Recht gesagt: In den Beratungen im Bundestag wird sich zeigen, ob das, was jetzt vorliegt, auch so beschlossen wird. Denn die aus dem Hut gezauberte Figur des vorläufigen Treuhänders bedarf mit Sicherheit noch einmal der genauen Betrachtung. Diese Figur ist ja ein Supermensch. Was er alles machen soll: nicht nur Formulare ausfüllen, sondern auch Anfechtungstatbestände prüfen, Barmittelsichtungen durchführen, Kosten prüfen, Berichte erstatten usw., und das für eine Grundvergütung von 250 Euro. Ob das alles der bisherigen Rechtsprechung entspricht und ob es Bestand haben wird, müssen wir - zumindest was die Vergütungsregelung für Treuhänder angeht - mit Sicherheit prüfen. Dazu gibt es schon eine Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs.

Es ist auch zu hinterfragen, ob ein obligatorischer vorläufiger Treuhänder auch der endgültig bestellte Treuhänder sein soll. Wir sollten in Ruhe auch noch einmal der Frage nachgehen, ob das mit der Unabhängigkeit des Verwalters in Einklang zu bringen ist.

(Joachim Stünker [SPD]: Sehr gut!)

Eine Kostenbeteiligung des Schuldners in maßvollem Umfang halten wir sehr wohl für angebracht. Denn wir sind schon der Meinung, dass man dem Schuldner vor Augen führen soll, dass er das Ergebnis einer Entschuldung - das ist schon eine Rechtswohltat, die wir auch wollen - nicht zum Nulltarif bekommt. Allerdings erscheint es uns sinnvoll, zu prüfen, ob man die Kostenbeteiligung an der Pfändungsfreigrenze oder an der niedrigeren Grenze der Beratungs- bzw. Prozesskostenhilfeberechtigung festmacht. Auch das ist ein Gegenstand für die Sachverständigenanhörung im Rechtsausschuss zu einigen Punkten, die wir alle, wie ich glaube, beantragen und durchführen wollen.

Der zweite Schwerpunkt des Gesetzentwurfs betrifft die Stärkung der Gläubigerrechte; Frau Ministerin, Sie haben das angeführt. Jetzt möchte ich einen Bogen zu dem schlagen, was ich ganz zu Anfang bemerkt habe. Hier geht es natürlich wieder um Finanzverwaltung und Sozialkassen. Ich kann mich gut an die Debatten erinnern, die wir geführt haben, als uns schon einmal ein entsprechender Entwurf vorlag. Es ging darum, wie es mit diesen so erheblichen Verlusten tatsächlich ist, die da erlitten werden. Wir hatten im Rechtsausschuss zu Recht eine etwas vorsichtigere Bewertung und Betrachtungsweise, als andere sie bei diesem Punkt an den Tag legen. Das, was jetzt vorliegt, wird doch eher als bei früheren Versuchen dem Grundsatz der Gläubigergleichbehandlung gerecht. Wir müssen jetzt aber sehr wohl sehen, wie das zu dem passt, was im Vierten Buch Sozialgesetzbuch beschlossen worden ist und wie weit wir hier möglicherweise zu Korrekturen kommen können. 

Kurz noch zum dritten Regelungskomplex, der Insolvenzfestigkeit von Lizenzen. Das ist eine notwendige Regelung. Insofern teilen wir die Einschätzung, die mit der Vorlage dieses Entwurfs zum Ausdruck kommt. So wie die Regelung jetzt angelegt ist, kann sie grundsätzlich geeignet sein, denke ich, einen angemessenen Ausgleich der Interessen aller Beteiligten herbeizuführen. Ob man sie noch praxisgerechter formulieren kann - wir alle haben schon entsprechende Vorschläge vonseiten derer bekommen, die damit umzugehen haben -, werden wir mit Sicherheit noch in Ruhe zu beraten haben. Zu der Überlegung: "Soll man das alles im materiellen Recht verankern?" muss ich sagen: Das wäre natürlich der ganz große Wurf. Aber mit den Regelungen, gerade auch des neuen § 108 a Insolvenzordnung, ist hier der richtige Ansatz gewählt worden.

Ein letztes Wort zur Bundesratsinitiative, die mit zur Beratung ansteht: Dass der Grundansatz nachvollziehbar ist, sage ich hier deutlich. Auf keinen Fall dürfen wir aber in die Richtung gehen - wir haben uns ja gerade mit dem Normenkontrollrat befasst -, durch Klein-Klein neue bürokratische Hemmnisse aufzubauen. Eine Pflichtversicherung muss nicht immer der richtige Schritt sein. Was das für die Versicherungswirtschaft und überhaupt an Kostenbelastung bedeutet, bedarf bestimmt noch einer intensiven Prüfung.

Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und der SPD)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Ich gebe das Wort dem Kollegen Dr. Günter Krings, CDU/CSU-Fraktion.

Dr. Günter Krings (CDU/CSU): 

Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren Kollegen! Gestatten Sie mir, mit einem negativen Faktum anzufangen. Wir haben - nach einer Studie des Unternehmens Creditreform - im letzten Jahr einen traurigen Rekord verzeichnen müssen, nämlich den Rekord von 109 000 Verbraucherinsolvenzen. Die Schallmauer von 100 000 wurde zum ersten Mal durchbrochen - trotz guter Konjunkturdaten in unserem Land. Obwohl die Zahl der Unternehmensinsolvenzen im gleichen Zeitraum um etwa 10 Prozent zurückgegangen ist, war bei den Verbraucherinsolvenzen ein Anstieg um 18 Prozent zu verzeichnen. Wir erleben in diesen Monaten also: Verbraucherinsolvenzen sind zunehmend ein Massenphänomen. 

Die Einführung des Instruments der Verbraucherinsolvenz war seinerzeit richtig. Bevor es dieses Instrument gab, traf Überschuldung den Privatmann mitunter härter als eine Freiheitsstrafe. Während ein Straftäter nach Verbüßung einer Strafhaft von vorn beginnen kann, war mancher Privatschuldner de facto lebenslang in seine Schulden verstrickt. An sich ist es eine gute Nachricht, wenn ein neues Rechtsinstitut in so hohem Maße angenommen wird. Von einem Erfolg oder einem Erfolgsmodell will ich allerdings insofern nicht sprechen, als sich hinter jeder einzelnen Verbraucherinsolvenz eine Notsituation, ein Schicksal verbirgt. Hier meint ein Privatmann oder eine Privatfrau: Es gibt keinen anderen Ausweg mehr; ich muss in die Verbraucherinsolvenz gehen. 

Diese Verfahren waren in den 90er-Jahren eigentlich für Privatschuldner entwickelt worden, bei denen - davon ging man aus - noch etwas zu holen ist und verteilt werden kann. Es hat sich inzwischen herausgestellt, dass das in der überwiegenden Zahl der Fälle nicht zutrifft. Die Hauptschuldnergruppe ist die der sogenannten völlig mittellosen Schuldner. Das sind immerhin gut 80 Pro-zent. Dabei sind die durchschnittlichen Verfahrenskosten - das wurde eben schon dargestellt - immens. Sie liegen bei etwa 2 300 Euro - und das für ein Verfahren, bei dem am Ende doch so gut wie keine Tilgung oder gar keine Tilgung von Schulden steht. Diese Geldverschwendung wollen wir mit dem vorliegenden Gesetzentwurf unterbinden.

In dem Gesetzentwurf der Bundesregierung wird deshalb ein vereinfachtes Entschuldungsverfahren für die mittellosen Schuldner vorgeschlagen; das geltende Verfahren nach der Insolvenzordnung wird fortentwickelt, einfacher und billiger gemacht. So weit, so gut der Ansatz der Bundesregierung, dem wir ausdrücklich beipflichten. Bei einigen konkreten Vorschlägen - das ist sicherlich nicht überraschend - müssen wir aber darauf achten, dass wir nicht alte Probleme dadurch lösen, dass wir neue Schwierigkeiten schaffen. 

Ich will drei Beispiele für diesen Bereich der Verbraucherinsolvenz nennen: 

Erstens. Problematisch ist insbesondere - das hat die Kollegin Leutheusser-Schnarrenberger schon angesprochen - das Instrument des vorläufigen Treuhänders, ein ganz neues Element im Entschuldungsverfahren. Die Figur des Treuhänders ist deswegen problematisch, weil nicht ganz klar ist, welche Aufgaben er im Einzelnen abdecken soll. Er soll beim Ausfüllen der Formulare helfen - das haben Sie angesprochen -; er soll bei der Abgabe einer eidesstattlichen Versicherung helfen und vor allem über deren Folgen aufklären; er soll prüfen, ob die Verfahrenskosten gedeckt werden können; er soll Barmittel, die vielleicht noch vorhanden sind, sichern. Das ist nur ein kleiner Ausschnitt aus seinem Aufgabenbereich. Die Liste ließe sich fortsetzen. 

Brauchen wir also einen vorläufigen Treuhänder mit so einem breiten Aufgabenspektrum? In etwa 80 Prozent der Verfahren brauchen wir ihn garantiert nicht. Dieser Wert entspricht in etwa der Zahl der Fälle, wo heute schon bei den Gerichten vollständige Unterlagen eingehen. Das heißt, in diesen Fällen kann der Richter heute schon ohne Hilfe Dritter anhand der Unterlagen entscheiden, ob der Schuldner zahlungsunfähig ist und ob er die Verfahrenskosten aufbringen kann. Die Treuhändergebühren würden in vier von fünf Fällen also unnötige Kosten für die Staatskasse verursachen. 

Auch in den übrigen Fällen gibt es eine Alternative zu dem vorläufigen Treuhänder, nämlich den guten alten Sachverständigen. Ich bin daher froh, dass sich die Bundesregierung hier als lernfähig und offen erwiesen hat und in ihrer Gegenäußerung zur Stellungnahme des Bundesrates die Pflicht zur Bestellung eines vorläufigen Treuhänders ausdrücklich zur Disposition gestellt hat. Ich glaube, das ist ein guter Ansatz, auf dessen Grundlage wir im Gesetzgebungsverfahren ins Gespräch kommen können.

Ich will einen zweiten Punkt nennen: Bereits im Vorfeld dieser Debatte ist viel darüber diskutiert worden, ob auch dem mittellosen Schuldner ein eigener Beitrag abverlangt werden kann, durch den dann zumindest die gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten des Verfahrens teilweise gedeckt werden können. Ich meine, man kann diesen Beitrag abverlangen, man muss es auch. Sicherlich - das sollte man nicht verniedlichen - wird es manchen Schuldner sehr schmerzen, auch nur kleinste Beiträge beizusteuern. 

(Zuruf von der LINKEN: So ist es!)

Dennoch sollten wir das Signal geben, dass es keine Entschuldung zum Nulltarif gibt. Dem Schuldner sollte nämlich schon vor Augen gehalten werden, dass für den Ausweg aus seiner Misere, den ihm unsere Rechtsordnung ermöglicht, andere, nämlich die Gläubiger, Verzicht üben müssen.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Dritte müssen verzichten, damit er in den Genuss der Befreiung von Schulden kommen kann. Eine bessere Lebensperspektive für den Schuldner wird erkauft durch Verluste bei Dritten. Im Gegenzug muss dann auch der Schuldner, wie ich finde, einen zumutbaren Beitrag leisten. Für die Union gilt: Dies ist eine Frage der Gerechtigkeit im Insolvenzverfahren.

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie bei Abgeordneten der SPD)

Ein dritter Punkt: die Wohlverhaltensperiode. Im gemeinsamen Entwurf der Bund-Länder-Kommission - das wissen Sie, Frau Ministerin - war von einer Wohlverhaltensperiode von acht Jahren bei mittellosen Schuldnern die Rede. Ich empfinde, ohne mich da festlegen zu wollen, sehr viel Sympathie für diesen Vorschlag. Schließlich ist einem Gläubiger nur schwer verständlich zu machen, dass ein Schuldner nach heutigem Recht immer die gleichen sechs Jahre auf den Schuldenerlass warten muss, egal, ob er noch Vermögen hat, das eben verwertet werden kann, oder ob er völlig mittellos ist und rein gar nichts von seinen Schulden abtragen kann. Für die Gläubiger macht das sehr wohl einen Unterschied. Als Rechtspolitiker sind wir berufen, auch die Interessen der Gläubiger zu beachten. Schließlich ist eine solche schematische Gleichbehandlung letztlich Gift für die Zahlungsmoral und auch für den Gedanken der Eigenverantwortung in unserem Lande.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, war in der Urfassung im Titel des vorliegenden Gesetzentwurfs nur noch von der "Entschuldung mittelloser Personen" die Rede, ist nun noch zusätzlich das Stichwort "Insolvenzfestigkeit von Lizenzen" hinzugekommen. Endlich findet damit eine alte Unionsforderung Aufnahme in das Insolvenzrecht.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Wir erinnern uns: Vor etwa anderthalb Jahren, bei der letzten Novellierung des Urheberrechtes, wollten wir das schon einfügen und durchsetzen. Wir hätten die Novelle zum damaligen Zeitpunkt sogar fast scheitern lassen bzw. aufgehalten. Sie, Frau Ministerin, haben aber damals zugesichert, zum nächstmöglichen Zeitpunkt einen entsprechenden Vorschlag vorzulegen. Das haben Sie getan. Dafür bedanke ich mich. Damit ist unsere Forderung von damals erfüllt worden, und das Ministerium hat unser Vertrauen darauf, dass es bei der nächsten Gelegenheit die Insolvenzfestigkeit der Lizenzen vorschlagen würde, nicht enttäuscht. Herzlichen Dank dafür!

(Beifall bei der CDU/CSU)

Warum ist das so wichtig? Die bisherige Rechtslage ist für den Lizenznehmer riskant. Geht der Lizenzgeber in die Insolvenz, so hat nach heutigem Recht der Insolvenzverwalter ein uneingeschränktes Wahlrecht; es liegt also in seiner Hand, ob er den Lizenzvertrag weiterhin erfüllt oder ob er ihn einfach kündigt. Dieses Wahlrecht ist auch deshalb hochproblematisch, weil das Interesse des Insolvenzverwalters qua Amt gerade nicht unbedingt auf die Erfüllung des Lizenzvertrages gerichtet ist, sondern auf bestmögliche Verwertung des Schuldnervermögens. Dies kann für den Lizenznehmer fatale Folgen haben. 

Ich will hier ein praktisches Beispiel nennen. Nehmen wir die Pharmaindustrie. Kaum ein Medikament kann heute noch entwickelt werden, ohne dass für seine Wirkstoffe erst einmal Lizenzen eingekauft werden müssen, auf deren Grundlage man dann weiterforschen muss, um ein Medikament auf den Markt zu bringen. Der Weg zur Marktreife ist ein steiniger. Im Schnitt dauert er zwölf Jahre und kostet über 500 Millionen Euro. Stellen wir uns also vor, die Entwicklung ist in vollem Gange, und im zehnten Jahr geht einer der Lizenzgeber - das sind ja in der Regel mehrere - in die Insolvenz, und der Lizenzverwalter kündigt diesen Lizenzvertrag. Aufgrund der Schäden, die den Entwicklern zum Beispiel von Medikamenten in gigantischer Höhe drohen können, haben andere Forschernationen, so die USA und Japan, längst eine Insolvenzfestigkeit der Patentlizenzen eingeführt. Deutschland tut gut daran, diesem Beispiel nun zu folgen. Diese Vorschrift ist wichtig für den Innovationsstandort Deutschland.

(Beifall bei der CDU/CSU)

Gerade deshalb - diese Anmerkung gestatten Sie mir - müssen wir aufpassen, dass wir bei der genauen Ausgestaltung in § 108 a diese neue Rechtssicherheit nicht gleich wieder verwässern. Zu reden sein wird hier noch über den Satz 3. Wenn der Insolvenzverwalter hier einen Nachschlag vom Lizenznehmer fordern kann, wenn ein auffälliges Missverhältnis zwischen vereinbarter und marktgerechter Vergütung besteht, dann droht das zu einer Einladung an den Insolvenzverwalter zu werden, im Zweifel immer von einem Missverhältnis auszugehen und die Hand aufzuhalten. Über die Ausgestaltung dieser Vorschrift werden wir uns noch unterhalten.

Ich will einen weiteren Aspekt ansprechen, und zwar die Behandlung insbesondere der öffentlich-rechtlichen Gläubiger. Es ist ja eine nicht enden wollende Geschichte, bei der wir in der Rechtspolitik, Exekutive und Legislative, eigentlich in relativ großer Eintracht gegen Begehrlichkeiten der Fiskalpolitik und auch der Sozialpolitik recht gut zusammengestanden haben. Mit den jetzt vorgeschlagenen Änderungen in § 14 und § 55 der Insolvenzordnung kommen wir - nicht nur, aber de facto vor allem - den öffentlich-rechtlichen Gläubigern, dem Fiskus und der Sozialversicherung, entgegen. Allerdings tun wir das - auch da stimme ich Ihnen ausdrücklich zu, Frau Ministerin - in einer Form, die die Systematik der Insolvenzordnung beibehält, also nicht durchbricht. Wir haben uns also gegenüber den unmoralischen Angeboten, die uns seitens der Finanz- und der Sozialpolitik gemacht worden sind, verschlossen gezeigt. Und wir führen eine Änderung ein, die innerhalb des jetzigen Systems der Insolvenzordnung bleibt. 

Insbesondere die Änderung in § 14 der Insolvenzordnung dürfte zukünftig die - speziell klingende, aber sehr praktische - Problematik der Stapelanträge zum Verschwinden bringen. Was verbirgt sich dahinter? Vor allem die Sozialversicherungen sind heute oft gezwungen, einen Insolvenzantrag zurückzunehmen, weil ihre Forderungen im letzten Moment noch beglichen werden. Das heißt, der Schuldner hat die letzten Euros zusammengekratzt, um sich einen Moment lang Luft zu verschaffen. Allerdings wird in der Regel schon im nächsten Quartal mangels Zahlung der nächste Antrag fällig. Die Änderung gibt den Insolvenzgerichten nun die Möglichkeit, trotz Begleichung einer Forderung den Antrag aufrechtzuerhalten und zu prüfen, ob es sich nur um eine kurzfristige Zahlungsschwierigkeit handelt - dann braucht man nicht in die Insolvenz zu gehen - oder um eine strukturelle Krise, die schon alsbald wieder zu einem neuen Antrag führen wird. 

Wir tragen gerade damit einem ganz wichtigen Grundgedanken des heutigen Insolvenzrechts Rechnung: Die Insolvenz soll nämlich als Chance der Restrukturierung eines Unternehmens angesehen werden. Deswegen bringt es überhaupt nichts, ein Insolvenzverfahren um jeden Preis hinauszuzögern. Diese Erkenntnis müssen wir, glaube ich, noch in den Köpfen vieler Kollegen aus anderen Ausschüssen verankern. Im Gegenteil, die Chancen für eine Rettung in neuer Struktur nehmen für jedes Unternehmen zu, wenn der Antrag frühzeitig erfolgt und das Insolvenzverfahren zügig betrieben wird. Deswegen ist die Möglichkeit der Insolvenzrichter, auch nach Zahlung in letzter Minute ein Insolvenzverfahren einzuleiten, im Interesse nicht nur der Gläubiger, sondern auch des Unternehmers und vor allem seiner Mitarbeiter.

(Beifall bei der CDU/CSU sowie des Abg. Dirk Manzewski [SPD])

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte noch eine Anmerkung dazu machen, welche Zahlungsausfälle den öffentlich-rechtlichen Gläubigern denn nun wirklich drohen. Fiskus und Parafiskus malten hier in unseren Besprechungen in den letzten Monaten geradezu apokalyptische Szenarien an die Wand. Alleine die Sozialversicherungsträger sprachen in der Begründung des neuen Gesetzes zum Pfändungsschutz von mehreren 100 Millionen Euro Zahlungsausfällen. Das scheint mir allerdings deutlich übertrieben. Ich will eine Statistik des Instituts für Freie Berufe aus dem Jahr 2005 dagegenhalten: Hier spricht man von insgesamt knapp 80 Millionen Euro. Es kommt allerdings noch besser: Diesen 80 Millionen Euro Miese stehen noch gezahlte Beiträge und Abgaben nach Eröffnung des Insolvenzverfahrens in Höhe von geschätzten 134 Millionen Euro gegenüber. Summa summarum ergibt sich nach dieser Rechnung also ein Plus von knapp 55 Millionen Euro. Die Befürchtungen von Fiskus und Parafiskus, insbesondere des Sozialministeriums, scheinen mir also doch stark übertrieben zu sein.

Alles in allem ist es ein gelungener Gesetzentwurf, der in Teilen sicherlich noch verbesserungsbedürftig ist, weshalb es richtig ist, dass wir - das ist jedenfalls mein Wunsch - im Rechtsausschuss eine Anhörung durchführen werden. Auch der parallel beratene Gesetzentwurf des Bundesrates gehört in diese Anhörung. Mit ihm gibt es etwas weniger Schwierigkeiten. Er berührt aber mit der Aufsicht über die Insolvenzverwalter das wichtige Thema der Qualität der Insolvenzverwaltung. Wir müssen erreichen, dass wichtige Insolvenzen nicht ins Ausland abwandern, dass, wenn es um die Restrukturierung größerer Unternehmen geht, nach deutschem Recht verhandelt wird und dass man nicht, wie es heute teilweise passiert, ins ausländische Recht flieht. 

Ich kann mir durchaus vorstellen, dass wir im Rahmen der Anhörung auch das leidige Thema der Leasingverträge und ihrer Behandlung im Insolvenzfalle aus der letzten Novelle noch einmal aufgreifen und die entsprechenden Erfahrungen abfragen. Denn hier sind offenbar erhebliche Auswirkungen in der Praxis zu verzeichnen.

Ich komme zu meiner Schlussbemerkung. Das Insolvenzrecht erweckt den Eindruck einer Dauerbaustelle. Das hängt auch damit zusammen, dass es mittlerweile fast zehn Jahre alt ist und Regelungsdefizite in der Praxis sichtbar werden. Es ist eines der jüngsten Kodifikationsprojekte des deutschen Rechtsstaates. Alles in allem ist es eine Erfolgsgeschichte, die beweist, dass Kodifikationen auch heute noch möglich sind. Wir brauchen uns nicht immer auf Detailgesetze zu beschränken, sondern wir sind durchaus in der Lage, moderne Kodifikationsprojekte auf den Weg zu bringen.

Im Insolvenzrecht gibt es viel Licht und ein wenig Schatten. Wir werden gemeinsam im Rechtsausschuss für noch mehr Licht sorgen. Ich bedanke mich beim Justizministerium und auch beim Bundesrat und freue mich auf die Beratung.

Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU/CSU und der SPD sowie bei Abgeordneten der FDP)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Das Wort hat der Kollege Wolfgang Neškovic, Fraktion Die Linke.

(Beifall bei der LINKEN)

Wolfgang Neškovic (DIE LINKE): 

Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Zu begrüßen ist, dass im vorgelegten Entwurf einem Ansatz der Bund-Länder-Arbeitsgruppe - das wurde ja schon gesagt - nicht gefolgt wird, wonach die Restschuldbefreiung weitgehend aus dem Insolvenzrecht herausgelöst werden sollte. Denn es ist allein das Insolvenzrecht mit seinem umfassenden Vollstreckungsschutz für den Schuldner und seiner Gesamtwirkung gegenüber allen Gläubigern, das geeignet ist, die Schuldbefreiung allseits interessengerecht zu behandeln.

Über sechs lange Jahre ist der Schuldner auf einen umfassenden Vollstreckungsschutz angewiesen, den er nur in einem geordneten Verfahren unter Mithilfe eines Treuhändlers erhält. Außerdem muss das lohnenswerte Ergebnis einer durchgehaltenen Entschuldung dann auch gegenüber allen vorhandenen Gläubigern wirken. In dieser Perspektive liegt die Motivation für den Schuldner zum Durchhalten.

In der insolvenzrechtlichen Ausgestaltung des Verfahrens und in dem Grundsatz der Gläubigergleichbehandlung liegen Gründe für die Akzeptanz der Entschuldung durch die Gläubiger. Denn so muss niemand befürchten, dass er zu kurz oder zu spät kommt. In diesen wichtigen Punkten macht der vorgelegte Entwurf keine Fehler.

Die Verschlimmbesserungen liegen jedoch an anderer Stelle. Die Entwurfsverfasser sagen, es ginge ihnen darum, die Entschuldung mittelloser Personen von einem ebenso nutzlosen wie kostenaufwendigen Insolvenzverfahren zu befreien. Dieses Ziel teilen wir; darum geht es uns ebenfalls.

Nötig war dazu lediglich zweierlei: Zum einen musste ermöglicht werden, dass die Vermögensverhältnisse im Antragsverfahren durch das Insolvenzgericht sorgsam geprüft werden können. Zum anderen musste mittellosen Personen auch ohne Insolvenzverfahren eine Entschuldung im Rahmen des Insolvenzrechts ermöglicht werden. Damit erschöpft sich aber das Notwendige im Entwurf, und es beginnt das völlig Unnötige und auch sozial Ungerechte.

Sozial ungerecht ist es, vom mittellosen Schuldner zu verlangen, er möge Mittel aufbringen, um das Entschuldungsverfahren überhaupt in Gang zu setzen und es in Gang zu halten. Für die Verfahrenseröffnung schuldet er aus der leeren Tasche 25 Euro. Jährlich schuldet er dann aus derselben leeren Tasche 100 Euro Mindestbeteiligung für die Arbeit des Treuhändlers. 

Sozial ungerecht ist es darüber hinaus, die anwaltliche Begleitung von mittellosen Schuldnern in das weite Ermessen des Gerichts zu stellen und darüber hinaus Prozesskostenhilfe auszuschließen. In der Gesetzesbegründung heißt es dazu lakonisch-unbarmherzig: 

Das bedeutet, dass der Schuldner in der Regel seinen Prozessbevollmächtigten selbst bezahlen muss. 

Und das bei einem Mittellosen! 

Es hat schon etwas Zwanghaftes, dass es dieser Regierung einfach nicht gelingen will, irgendein Justizreförmchen vorzulegen, ohne gleichzeitig für neue soziale Härten zu sorgen. Es fehlen dieser Regierung das soziale Herz und das soziale Gewissen. 

(Beifall bei der LINKEN)

Das Justizministerium scheint der Auffassung zu sein, seine Arbeit erst dann richtig getan zu haben, wenn es gleichzeitig den Sozialstaat und den Justizgewährungsanspruch lädiert. Ein Mensch, der in seinem Leben an dem Punkt ist, dass er eine Restschuldbefreiung anstrebt, ist oft froh, wenn er noch das Porto für die Gerichtspost und die Kosten für die Bahnfahrt zum Gerichtsstandort aufbringen kann. 

(Joachim Stünker [SPD]: Sie haben keine Ahnung von der Wirklichkeit!)

Da gibt es keine übersehenen Eckchen in der Brieftasche mit 25 Euro für alle Fälle. Da gibt es auch keine 100 Euro jährlich, die über das Jahr nicht schon dringend gebraucht werden. Ihr Zuruf macht es deutlich: Können Sie sich einen solchen Menschen und eine solche Situation überhaupt vorstellen? 

Für die Linke sage ich Ihnen: Wenn man überhaupt eine Kostenbeteiligung will, dann hat sich diese Kostenbeteiligung zwingend an den Pfändungsschutzvorschriften zu orientieren. Ich möchte Ihnen empfehlen, nicht nur Ihr soziales Gewissen, sondern auch Ihren juristischen Ehrgeiz zu beleben, und verweise zum Beispiel auf die einschlägigen Kommentierungen zu den §§ 811 ff. der Zivilprozessordnung. Bei Zöller könnten Sie zum Beispiel nachlesen: 

Konkretisiert sind mit diesem Schutz Artikel 1 Grundgesetz

- die Menschenwürde -

... und Artikel 2 Grundgesetz ... Verwirklicht ist damit der Schutzgedanke des Sozialstaatsprinzips.

Bei Musielak, in einem anderen Kommentar zur Zivilprozessordnung, heißt es: Deshalb 

bewahren die Pfändungsverbote ... den Schuldner davor, durch staatliche Zwangsvollstreckung das zu verlieren, was er zu einer "angemessenen, bescheidenen Lebens- und Haushaltsführung" benötigt. 

Nun besehen Sie sich einmal die Logik Ihres Entwurfes: Dort soll der mittellose Schuldner mit Mitteln, die der Pfändung entzogen wären, für ein Verfahren mitbezahlen, das unter anderem bezweckt, ebendiesen Pfändungsschutz herbeizuführen. Das ist nicht nur widersinnig und sozialstaatswidrig, das ist für mich auch schlichtweg unanständig. 

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Dr. h. c. Susanne Kastner: 

Ich gebe das Wort dem Kollegen Jerzy Montag, Bündnis 90/Die Grünen.

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir haben letzte Woche vom Statistischen Bundesamt die Insolvenzzahlen übermittelt bekommen; dies ist schon angesprochen worden. Ich habe sie zwar etwas anders gelesen; aber wir brauchen uns über diese Zahlen nicht zu streiten. Denn in der Tendenz ergibt sich folgendes Bild: Bei den Unternehmensinsolvenzen haben wir einen Rückgang von ungefähr 15 Prozent zu verzeichnen; das ist sehr erfreulich. Aber auch in der Phase eines wirtschaftlichen Aufschwungs gibt es von 2006 auf 2007 einen Anstieg der Zahl der Verbraucherinsolvenzen. Ich habe in den Unterlagen eine Zahl von 9 Prozent gelesen. Wir können noch verifizieren, welche Zahl stimmt. 

Das bedeutet aber, dass wir in der Pflicht sind, uns insbesondere mit der Verbraucherinsolvenz weiter zu beschäftigen. Ich will es an dieser Stelle klar sagen: Auf der Grundlage der Reform von 1994, die wir erreicht haben und die wir eigentlich nicht konterkarieren sollten, sollten wir schauen, dass wir Änderungen vornehmen, die den Betroffenen auf beiden Seiten - auf der Schuldner- und auf der Gläubigerseite - das Leben erleichtern, und sollten nicht Geld in einem unnötigen, hochkomplizierten Verfahren verschleudern. Insofern sind in den Gesetzentwürfen, die wir jetzt vorliegen haben, gute Elemente enthalten, die wir begrüßen. 

In der Kürze der Zeit will ich gleich auf die kritischen Punkte zu sprechen kommen. Über den vorläufigen Treuhänder ist bereits gesprochen worden. Ich teile die Kritik, zumindest die Kritik daran, dass eine Notwendigkeit besteht, ihn in allen Fällen einzusetzen. Das ist ein bürokratischer Vorgang, den ich nicht begreifen kann. 

In der Beratungshilfe wird ein Betrag von 60 Euro für den Anwalt festgesetzt. Dies ist eine Herabsetzung der Gebühren. Ich begreife überhaupt nicht, warum das sein soll. Ich kenne kaum einen Anwalt, der bereit wäre, dafür tätig zu werden. Das muss verbessert werden.

Hinsichtlich der Frage der Kostenbeteiligung völlig Mittelloser an dem Insolvenzverfahren will ich nicht die große Münze werfen, die Sie, Herr Kollege Neškovic, hier geworfen haben. 

(Zuruf des Abg. Wolfgang Neškovic [DIE LINKE])

Ich will nur sagen: Ich halte das, was Sie, Herr Kollege Krings, hier positiv bewerten, für ein kleinliches Erziehungsmoment. Ich erinnere Sie an die gestrige Sitzung des Rechtsausschusses. Ein Kollege aus Ihrer Fraktion hat darin mit Verve zum Ausdruck gebracht, dass wir uns davor hüten sollten, gesetzliche Regelungen zu schaffen, die der Volkserziehung dienen. Sie wollen 25 Euro von völlig Mittellosen; das ist eine Kleinigkeit,

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Für mich sind 25 Euro noch viel Geld!)

die für das Verfahren überhaupt keine Vorzüge mit sich bringt. Wir halten das für überflüssig und sinnlos und plädieren dafür, dass man das lässt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der LINKEN - Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Wer den Pfennig nicht ehrt, ...!)

Auch die Wohlverhaltensperiode sollte überprüft werden. Sie wollen sogar acht Jahre. Wir sollten einmal schauen, wie die anderen Staaten der Europäischen Union das geregelt haben. Nach den mir vorliegenden Zahlen beträgt die Wohlverhaltensperiode in den europäischen Staaten, die um uns herum liegen, zwischen drei und fünf Jahre. 

(Dr. Günter Krings [CDU/CSU]: Sie müssen einmal differenzieren!)

Wenn dem so ist, empfehle ich, dass wir uns vom letzten Platz wenigstens auf einen mittleren Platz vorarbeiten.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und bei der LINKEN)

Frau Ministerin Zypries, Sie haben erfreulicherweise davon gesprochen, dass die Schuldnerberatung mehr Geld bekommen muss. Leider steht das in Ihrem Gesetzentwurf so nicht drin. Auf Seite 29 Ihres Entwurfs steht nur, dass die öffentlichen Mittel zur Förderung der Schuldnerberatung zunehmend zurückgefahren werden; ohne ein Wort der Kritik. Das haben Sie hier nachgeliefert. Dafür bedanke ich mich. Die Kritik hätte aber etwas klarer ausfallen müssen.

Ich will zum Schluss noch auf ein Ärgernis zu sprechen kommen, auf das Kolleginnen und Kollegen schon eingegangen sind. Ich muss Ihnen sagen: Ich wundere mich wirklich über das Maß der Heimtücke, das offensichtlich in den Reihen der Bundesregierung und zwischen den Ministerien herrscht. Das Maß der Heimtücke wird deutlich, wenn man sich Folgendes verdeutlicht: Im Jahre 2006 hatten wir hier einen Gesetzentwurf Ihres Hauses zu diskutieren, nämlich den "Entwurf eines Gesetzes zum Pfändungsschutz der Altersvorsorge und zur Anpassung des Rechts der Insolvenzanfechtung". Ihr Haus hat vorgeschlagen, den Grundsatz der Gläubigergleichheit mit dem § 28 e SGB IV aufzuheben. Darüber wurde im Plenum öffentlich diskutiert. Wir haben im Rechtsausschuss eine Sachverständigenanhörung dazu durchgeführt. Wir haben uns über alle Fraktionsgrenzen hinweg darauf geeinigt, dass wir das nicht wollen, weil das falsch ist. Wir haben dies dem Plenum empfohlen. Das Plenum ist dem einstimmig gefolgt. Damit hätte die Sache vom Tisch sein sollen. 

Bereits einige Monate später hat das Finanzministerium aber, ohne Sie zu fragen oder zu informieren, im Jahressteuergesetz 2006 diese Vorschrift wieder dem Parlament zugeleitet. In letzter Sekunde haben die Rechtspolitiker dies bemerkt und dafür gesorgt, dass das rausgestrichen worden ist. 

Nunmehr einige Monate später unterbreitet das Arbeits- und Sozialministerium in einem Gesetzentwurf zur Änderung des Sozialgesetzbuchs dem Parlament wiederum diesen Vorschlag. Der Rechtsausschuss wird nicht beteiligt. In der ersten Lesung werden alle Reden zu Protokoll gegeben, eine Beratung im Ausschuss für Arbeit und Soziales findet nicht statt, und die zweite und dritte Lesung finden ohne Debatte statt. Auf so heimtückische Art und Weise ist es bestimmten Kreisen tatsächlich gelungen, diesen Paragrafen wirklich ins Gesetzbuch zu bringen. 

(Mechthild Dyckmans [FDP]: Sehr richtig!)

Wir sollten dafür sorgen, dass er da wieder rauskommt. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, bei der FDP und der LINKEN)

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Kollege Montag, Sie haben richtigerweise angemerkt, dass die Zeit kurz ist. Jetzt ist sie aber überschritten.

Jerzy Montag (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 

Ein letzter Satz. - Wir sollten insbesondere deswegen dafür sorgen, weil der Kollege Schaaf von der SPD in seiner zu Protokoll gegebenen Rede ausgeführt hat - ich habe die zu Protokoll gegebenen Reden nachgelesen -, dass er daran denkt, dass seitens der Sozialpolitiker in einer nächsten Stufe noch mehr Ausnahmen von der Gläubigergleichheit vorgesehen werden sollen. Da müssen wir aufpassen.

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN - Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: Da haben Sie recht!)

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Für die SPD-Fraktion hat nun der Kollege Dirk Manzewski das Wort.

Dirk Manzewski (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Liebe zahlreiche Freunde der Rechtspolitik! Wir debattieren hier heute in erster Lesung verschiedene Aspekte des Insolvenzrechts. Soweit es um die Neuregelung zum Verbraucherinsolvenzverfahren geht, ist es meiner Meinung nach völlig richtig, sich die Frage zu stellen, ob es für das nach einhelliger Auffassung viel zu aufwendige und kostenintensive bisherige Restschuldbefreiungsverfahren für mittellose und masselose Fälle nicht einen einfacheren und vor allem kostengünstigeren Weg gibt, zumal in diesen Fällen - das ist schon gesagt worden - die Gläubiger ohnehin meist nicht mit einer Befriedigung rechnen können. 

Wir werden uns allerdings darüber unterhalten müssen, ob der hierzu eingeschlagene Weg tatsächlich in allen Bereichen der richtige ist. Dass die missbräuchliche Inanspruchnahme der Restschuldbefreiung zum Beispiel bei offenkundigem Vorliegen eines Versagungsgrundes, bei unredlichen Schuldnern oder bei mangelnder Mitwirkungspflicht erschwert werden soll, finde ich richtig. 

Ich habe aber - genau wie einige Kollegen - zum Beispiel Probleme mit der Person des sogenannten vorläufigen Treuhänders, der nach dem Regierungsentwurf die zentrale Figur des Entschuldungsverfahrens sein soll. Zunächst einmal stelle ich mir die Frage, warum dieser Treuhänder eigentlich obligatorisch für jedes Verfahren bestellt werden soll. Bei einfach gelagerten Fällen macht das meiner Auffassung nach relativ wenig Sinn, zumal die Vorarbeiten in der Regel schon von den Schuldnerberatungsstellen gemacht worden sind. Ich teile da die Auffassung des Kollegen Krings; ich meine, die Kosten könnte man einsparen. Ist der Sachverhalt wiederum komplizierter, wird man sich die Frage stellen müssen, ob der hierfür angesetzte Kostensatz für einen Fachmann tatsächlich auskömmlich ist. Auch hier habe ich Bedenken. 

Noch ein Wort in diesem Zusammenhang zu den Schuldnerberatungsstellen. Abgesehen davon, dass ich die Abgrenzung des Tätigkeitsfelds von Schuldnerberatungsstelle und Treuhänder nicht ganz zu erkennen mag, soll den Schuldnerberatungsstellen nach der Begründung des Gesetzentwurfes eine größere Bedeutung im angedachten Verfahren zukommen. Hintergrund hierfür ist, dass der außergerichtliche Vergleich gestärkt und das nun vorgerichtliche Schuldenbereinigungsverfahren nicht mehr vom Richter, sondern vom Schuldner selbst und - als eine Möglichkeit - den ihn unterstützenden Schuldnerberatungsstellen betrieben werden soll. 

Das kann aber nur funktionieren, wenn die Schuldnerberatungsstellen quantitativ und qualitativ so ausgestattet sind, dass sie dem gerecht werden können. Bereits derzeit gibt es aber insoweit Anzeichen für Probleme, denn schon jetzt müssen Schuldner häufig monatelang auf einen Termin bei ihrer Schuldnerberatungsstelle warten. Man muss es deutlich sagen: Man kann nicht einerseits die Justiz aus der Verantwortung nehmen, ohne andererseits das Alternativverfahren zu sichern. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU und des Abg. Volker Schneider [Saarbrücken] [DIE LINKE])

Wir werden uns auch darüber unterhalten müssen - da-rüber ist hier schon debattiert worden -, ob es in Ordnung ist, den Schuldner an den Kosten des Verfahrens zu beteiligen. Einerseits halte ich das für richtig, um den Schuldner zur Mitwirkung anzuhalten und deutlich zu machen, dass eine Entschuldung keine Larifariveranstaltung ist. Denn wir dürfen ja nicht vergessen, dass ein Schuldner unter Umständen um einen vier-, fünf-, sechs- oder sogar höherstelligen Betrag entlastet wird. Hierbei ist zu beachten, dass es Personen gibt, die auf diesen Beträgen sitzen bleiben. Andererseits ist es nicht richtig, wenn es in der Gesetzesbegründung lapidar heißt, dass er diese Beteiligung ohne große Mühe aufbringen kann. Denn für jemanden, der nichts hat, sind 4 Prozent seines Einkommens nicht wenig, zumal diese Menschen ja gerade wegen ihrer ausweglosen finanziellen Situation das Insolvenzverfahren betreiben. 

Lassen Sie mich zum nächsten Aspekt kommen. Soweit durch das Gesetz Lizenzverträge insolvenzfest gemacht werden sollen, Kollege Krings, habe ich damit erhebliche Probleme.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich kann zwar durchaus nachvollziehen, dass sich zum Beispiel die Pharmaindustrie dies wünscht, weil sie aufgrund von hohen Investitionen gerne auf die Gültigkeit der Lizenzverträge vertrauen würde. Aber diese Begründung kann im Grunde genommen für jeden noch nicht erfüllten Vertrag gelten, der mit dem Schuldner geschlossen worden ist. Negative wirtschaftliche Auswirkungen sind leider die typischen Folgen von Insolvenzen und treffen alle Vertragspartner. Um es noch einmal deutlicher zu machen: Mit jeder Bevorzugung von Gläubigern werden andere Gläubiger benachteiligt. 

(Beifall des Abg. Jerzy Montag [BÜND-NIS 90/DIE GRÜNEN])

Das hat man alles gewusst und auch so gewollt, als man mit der Insolvenzordnung die alte Konkursordnung abgelöst hat. Das Ziel war damals die Gläubigergleichbehandlung. Ich meine, diese hat sich bislang bewährt. Wir haben derzeit ein in sich schlüssiges Insolvenzverfahren, um das uns viele in der Welt beneiden. Durch jede Ausnahmeregelung werden wir dieses aufweichen und komplizierter machen. Wenn erst einmal die Stringenz verlorengegangen ist, dann werden wir irgendwann ein Gesetz haben, das genauso undurchsichtig und unübersichtlich ist wie zum Beispiel das Urheberrecht.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Schon jetzt haben Lobbyverbände übrigens weitere Begehrlichkeiten angemeldet. Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich kann nur raten: Wehret den Anfängen!

Zum nächsten Punkt. Im Zusammenhang mit dem vorletzten Jahressteuergesetz haben wir uns auch Gedanken darüber gemacht, wie wir das Insolvenzverfahren effektiver gestalten können. Ich bin froh, dass einige der hierbei entwickelten Lösungsansätze tatsächlich Eingang in den Gesetzentwurf gefunden haben. Ausgangspunkt war die Erkenntnis - auch darauf hat Kollege Krings zu Recht hingewiesen -: Je früher ein Insolvenzfall erkannt wird, desto größer sind die Chancen auf Sanierung des Unternehmens und desto geringer fällt in der Regel der Schaden aus.

Ich finde es daher richtig, dass zum einen versucht werden soll, die sogenannten Stapelanträge zu vermeiden, damit der Insolvenzantrag nicht immer gleich bei Zahlung der entscheidenden Forderung quasi erlischt, selbst wenn der Insolvenzgrund - das ist das Entscheidende - weiterhin vorliegt. Das hat in der Vergangenheit nämlich dazu geführt, dass bei eigentlich abzusehenden neuen Forderungsausfällen immer wieder neue Anträge gestellt werden mussten und die Chancen, dem betroffenen Unternehmen wirklich zu helfen, immer geringer wurden.

(Dr. Jürgen Gehb [CDU/CSU]: So ist es!)

Zum anderen sollen diejenigen, die einen Insolvenzantrag hätten stellen müssen, dies aber nicht rechtzeitig getan haben, nun stärker in die Verantwortung genommen werden.

Um die Effizienz der Insolvenzverfahren zu steigern, sehe ich persönlich bei der Auswahl der Insolvenzverwalter durch das Gericht noch ein erhebliches Potenzial. Hierzu liegen einige Lösungsvorschläge vor, die bislang leider noch keinen Eingang in den Gesetzentwurf gefunden haben. Ich hoffe aber, dass sich daran noch etwas ändert.

Soweit der Bundesrat die Aufsicht der Insolvenzverwalter verbessern möchte, halte ich die vorgeschlagenen Maßnahmen eigentlich für nicht notwendig und in einigen Bereichen sogar für nicht praktikabel; das sage ich ganz deutlich. Im Hinblick auf die Forderung nach einer Berufshaftpflichtversicherung für Insolvenzverwalter teile ich die Auffassung der Bundesregierung, dass diese Versicherung in der Regel ohnehin vorhanden ist, dass sie aber insbesondere bei vorsätzlichen Schädigungshandlungen - das ist ganz wichtig - überhaupt nicht weiterhelfen dürfte.

Ich komme zum Schluss. Meine Damen und Herren, wie Sie sehen, erwartet uns ein interessantes Gesetzgebungsverfahren. Ich jedenfalls würde mich freuen, wenn Sie sich daran aktiv und vor allen Dingen, Kollege Neškovic, konstruktiv beteiligen würden.

Ich danke Ihnen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der CDU/CSU sowie des Abg. Jerzy Montag [BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN] - Wolfgang Neškovic [DIE LINKE]: Das ist bei mir auf jeden Fall gewährleistet!)

Vizepräsidentin Petra Pau: 

Ich schließe die Aussprache.

Interfraktionell wird Überweisung der Gesetzentwürfe auf den Drucksachen 16/7416 und 16/7251 an die in der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? - Das ist nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen.

